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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


5 Nr. 24. 3 


(Nr. 10622.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Eſſen. Vom 21. Juni 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die Landgemeinde Rüttenſcheid wird vom 1. Juli 1905 ab, unter Ab- 
trennung von dem Landkreiſe Eſſen, der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe 
Eſſen nach Maßgabe des in der Anlage abgedruckten Vertrags vom 24. Februar 1905 
einverleibt. i 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Cuxhaven, den 21. Juni 1905. 


G. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. v. Budde. v. Einem. 
Schr. v. Richthofen. v. Bethmann Hollweg. 
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Anlage. 


Vertrag. 


Zwiſchen der Stadtgemeinde Eſſen, vertreten durch den Oberbürgermeiſter, einer⸗ 
ſeits, und der Gemeinde Rüttenſcheid, vertreten durch den Bürgermeiſter und 
Gemeindevorſteher, andererſeits wird über die Vereinigung der Gemeinde Rütten⸗ 
ſcheid mit der Stadt Eſſen nachſtehender Vertrag geſchloſſen. 


3 

Die Stadt Eſſen und die Gemeinde Rüttenſcheid treten zu einer einzigen, 
unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde Eſſen zuſammen. Es werden 
mithin alle Einwohner der erweiterten Stadtgemeinde, ſoweit nachſtehend nicht 
etwas Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, welche 
mit der Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, ſowie hinſichtlich der Benutzung 
der beiderſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. Der Bezirk der früheren 
Gemeinde Rüttenſcheid erhält die Bezeichnung „Eſſen⸗Rüttenſcheid “. 


9 2. 

Das geſamte Vermögen beider Gemeinden wird bei der Vereinigung in 
Aktiven und Paſſiven zu einem Ganzen verſchmolzen. Die erweiterte Stadt⸗ 
gemeinde tritt ſomit in alle privatrechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der 
Einzelgemeinden Eſſen und Rüttenſcheid als deren Rechtsnachfolgerin ein. 


83. 
Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Verwaltung der Stadt 
Eſſen die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der bisherigen Einzelgemeinden. 


§ 4. 

Die Zahl der Stadtverordneten der erweiterten Stadtgemeinde Eſſen wird 
vom Tage der Vereinigung auf 57 feftgeftellt. Die für die bisherige Stadt 
Eſſen gewählten Stadtverordneten bleiben im Amte. Dagegen wählt der Ge⸗ 
meinderat von Rüttenſcheid aus der Zahl ſeiner Mitglieder 9 Stadtverordnete 
hinzu, von welchen je 2 aus jeder Abteilun und 3 aus der Zahl der dem Ge⸗ 
meinderat angehörigen meiſtbegüterten Grun eigentümer zu entnehmen ſind. 

Bei der nächſten allgemeinen Ergänzungswahl Ende 1906 ſcheiden alle 
dieſe von dem Rüttenſcheider Gemeinderate gewählten Stadtverordneten aus und 
werden durch Neuwahl erſetzt. Dieſe Neuwahl ſowie alle ſpäteren Ergänzungs⸗ 
wahlen finden nach Maßgabe der Vorſchriften der 5 gleichzeitig mit 
den Stadtverordnetlen⸗Ergänzungswahlen im alten Stadtbezirk Eſſen ſtatt. 

Hierbei bleibt jedoch die Vorſchrift maßgebend, daß die gegenwärtige Ge⸗ 
meinde Rüttenſcheid bis zu der Ende 1914 ſtattfindenden Ergänzungswahl einen 


eigenen Wahlbezirk bildet. Die zur Vertretung des Rüttenſcheider Bezirkes zu 
wählenden Stadtverordneten müſſen in ihm dauernd ihren Wohnſitz haben und 
von den Wählern dieſes Bezirkes gewählt werden. 

Bei der allgemeinen Ergänzungswahl Ende 1914 bildet die erweiterte 
Stadtgemeinde einen einheitlichen Wahlbezirk; gleichzeitig wird die Zahl der Stadt⸗ 
verordneten auf 54 herabgeſetzt, von denen auf jede Abteilung 18 entfallen. Orts⸗ 
ſtatutariſcher Regelung bleibt überlaſſen, für die Ende 1914 und ſpäter ſtatt⸗ 
findenden Ergänzungswahlen ſowohl die Zahl der Stadtverordneten anderweitig 
— als auch über die Art und Ausführung der Wahlen Beſtimmungen 

effen. 


$ 5. 

Solange die Gemeinde Rüttenſcheid nach Maßgabe der Beſtimmungen im 
$ 4 einen beſonderen Wahlbezirk bildet, wird den dieſen Bezirk vertretenden 
Stadtverordneten oder ſeinen ſtimmfähigen Bürgern eine entſprechende Beteiligung 
an den nachſtehend genannten ſtädtiſchen Ausſchüſſen, Kommiſſionen und Depu⸗ 
1 derart eingeräumt, daß der Rüttenſcheider Bezirk mindeſtens durch 2 Mit⸗ 
glieder in 

a) der Finanzdeputation, 

p) der Baudeputation, 

e) der Deputation für Vorbereitung von Wahlen, 
und durch mindeſtens 1 Mitglied in 

d) der Direktion des Gas⸗ und Waſſerwerkes, 

e) dem Kuratorium der Fortbildungsſchule, 

f) dem Sparkaſſenvorſtand, 

g) der Schulddeputation, 

h) den Kuratorien der höheren Lehranſtalten 
vertreten ſein muß. 


§ 6. 
Im Bezirke der Gemeinde Rüttenſcheid ſind: 
a) diejenigen Straßen, welche zu / bebaut ſind, mit Straßenbeleuchtung 
zu verjehen; 
b) binnen 3 Jahren folgende 13 Straßen, deren Geſamtlänge zu / bebaut 
iſt, zu pflaftern: a 
Adolfſtraße, Amalienſtraße, Barbaraſtraße, Berthaſtraße, 
Bertholdſtraße, Cäcilienſtraße, Charlottenſtraße, Elfriedenſtraße, 
„ ‚ Helenenſtraße, Herthaſtraße, Mathildenſtraße, Sophien 
ße; 


aße 

e) für die Unterhaltung der auf Rüttenſcheider Gebiet belegenen Straßen 
bis zum Jahre 1914 einſchließlich jährlich mindeſtens 45000 Mark zu 
verwenden. Die Verwendung dieſes Betrags zur Unterhaltung von 
Straßen auf dem in Rüttenſcheid gelegenen Gene der Stadt Eſſen 

ſoll dabei ausgeſchloſſen ſein. 
Ferner iſt nach vollzogener Eingemeindung die Iſenbergſtraße auf Eſſener 
Gebiet baldmöglichſt aufzuſchließen und dem Verkehre zu übergeben. 


U 


Außerdem iſt der Verſuch zu machen, zur Verbeſſerung der Verkehrs⸗ 
verhältniſſe des ſogenannten Witteringsfeldes nach der Mitte Rüttenſcheids hin 
binnen 3 Jahren einen direkten Straßenzug von der Rellinghauſerſtraße ausgehend 
mit den geſetzlichen Mitteln feſtzulegen. 

Längſtens binnen 3 Jahren iſt für die Anlage eines großen öffentlichen 
Platzes in der Gemeinde Rüttenſcheid zu ſorgen. 

Die erweiterte Stadtgemeinde iſt nicht berechtigt, von denjenigen Straßen⸗ 
anliegern im bisherigen Bezirke Rüttenſcheid Nachforderungen zu erheben, von 
denen bisher überhaupt keine Anliegerbeiträge erhoben worden ſind, oder welche 
Straßenausbaukoſten für Rüttenſcheid in Gemäßheit des beſtehenden Ortsſtatuts 
und des hierzu gefaßten Gemeindebeſchluſſes bis zum 31. Januar 1905 ein⸗ 
ſchließlich bereits bezahlt haben, oder welche bis dahin Baugeſuche mit den zu— 
gehörigen Unterlagen eingereicht haben. 


* 

Die Reviſion der für Rüttenſcheid aufgeſtellten Bebauungspläne ſoll ſofort 
in Angriff genommen und ohne Aufenthalt zu Ende geführt werden. 

Das für den bisherigen Rüttenſcheider Bezirk vorhandene Kanalprojekt ſoll 
nötigenfalls abgeändert und nach Maßgabe des vorhandenen Bedürfniſſes aus⸗ 
geführt werden. Als Grundſatz ſoll dabei gelten, daß die Herſtellung der 
Kanaliſation zu erfolgen hat, ſobald die betreffende Straße zu einem Viertel 
ihrer Geſamtlänge bebaut iſt und an einen vorhandenen Vorfluter angeſchloſſen 
werden kann. 


§ 8. 
Die Rüttenſcheider Sparkaſſe wird mit der Eſſener Sparkaſſe vereinigt. 


$ 9. 

Im Gebiete der Gemeinde Nüttenfcheid iſt ein Wochenmarkt mit den 
gleichen Marktgebühren wie in Eſſen einzurichten. 

Das Recht der erweiterten Stadtgemeinde, nach Erbauung von Markt⸗ 
hallen den Markthallenzwang ortsſtatutariſch einzuführen, wird durch dieſe Be— 
ſtimmung nicht beſchränkt. 

| $ 10. 

Der Ausbau des Progymnaſiums in Rüttenſcheid zu einem Reform: 
gymnaſium in Verbindung mit einem Reform-Realgymnaſium nach dem Be— 
ſchluſſe des Gemeinderats vom 28. Dezember 1904 iſt ohne Unterbrechung zu 
vollenden. Der paritätiſche Charakter der Anſtalt muß gewahrt bleiben. 

Die gewerbliche Fortbildungsſchule in Rüttenſcheid bleibt beſtehen und iſt 
den Bedürfniſſen entſprechend weiter zu entwickeln. 


su. 

Im Bezirke der Gemeinde Rüttenſcheid find eine Annahme- und Aus⸗ 
zahlungsſtelle für Spareinlagen und Zinszahlungen, eine Hebeſtelle für Steuern, 
ein Standesamt, ein Einwohner⸗Meldeamt, ein Polizeikommiſſariat und Feuer⸗ 
meldeſtellen zu unterhalten. 


3 


Die Verwaltungseinrichtungen ſind tunlichſt im Rütterſcheider Rathaus 
unterzubringen. 
5 12. 
Binnen 3 Jahren nach vollzogener Eingemeindung iſt im Bezirke der Ge⸗ 
meinde Rüttenſcheid ein Brauſebad zu errichten. 


813. 

Denjenigen Perſonen, welche am 1. Januar 1905 im Rüttenſcheider Ge⸗ 
meindebezirke veranlagt waren oder ihren Wohnſitz hatten, wird bei den für die 
Bedürfniſſe der erweiterten Stadtgemeinde zu erhebenden Grund», Gebäude⸗ und 
Gemeindeeinkommenſteuern eine Minderbelaſtung zugeſtanden. Zu dieſem Zwecke 
ſollen hinſichtlich der dieſen Perſonen gehörigen, in Rüttenſcheid belegenen Grund⸗ 
ſtücke und Gebäude und hinſichtlich der auf dieſe Perſonen entfallenden Ein⸗ 
kommenſteuer während der erſten 5 Jahre nach der Vereinigung nur ein Zuſchlag 
von 150 Prozent der ſtaatlich veranlagten Grund-, Gebäude⸗ und Einkommen⸗ 
ſteuer erhoben werden. 

Dieſe Steuerermäßigung bleibt erloſchen, wenn ein Steuerpflichtiger ſeinen 
Wohnſitz aus dem Rüttenſcheider Gemeindebezirke verlegt hat und ihn dann in 
dieſen Bezirk wieder zurückverlegt. 

Bis zum Ablauf obiger Steuervergünſtigung werden im Bezirke Rütten⸗ 
ſcheid ſtatt der im Eſſener Bezirk eingeführten Grundſteuer nach dem gemeinen 
Werte wie bisher Zuſchläge zur ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäude⸗ 
ſteuer erhoben. 

Die Gewerbeſteuerordnung für die Stadtgemeinde Eſſen vom 25. November 
1904 tritt für die am 1. Januar 1905 in Rüttenſcheid veranlagten Gewerbe⸗ 
betriebe mit der Maßgabe in Kraft, daß für die Dauer von 10 Jahren nicht 
mehr als 1, Prozent des Ertrags in Verbindung mit 13 Mark Kopfſteuer ver⸗ 
anlagt werden dürfen, und die veranlagte Summe nach den $$ 2 und 3 der 
angeführten Steuerordnung erhoben werden muß. 


$ 14. 

Mit dem Tage der Vereinigung treten die in der Stadt Eſſen geltenden 
Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe 
auch in dem Rüttenſcheider Bezirk in Kraft. 

Die gegenwärtig für Rüttenſcheid geltende Regierungs-Baupolizeiverordnung 
ſoll für den Rüttenſcheider Bezirk ſolange in Kraft bleiben, bis ſie durch eine 
neue Eſſener Baupolizeiverordnung erſetzt wird. Die im Rüttenſcheider Bezirke 
zur Zeit geltenden Polizeiverordnungen über Baubeſchränkungen bleiben ebenfalls 
ſolange beſtehen. 

Der Schlachthauszwang ſoll innerhalb des Bezirkes der Gemeinde Nütten- 
ſcheid in den nächſten 10 Jahren auf das Schlachten für den eigenen Bedarf 
nicht ausgedehnt werden. Auch ſoll denjenigen Metzgern Rüttenſcheids, welche 
im Beſitze von gewerbepolizeilich konzeſſionierten Schlachthäuſern ſind, die Be⸗ 
nutzung ihrer Anlage noch auf die Dauer von 3 Jahren nach der Vereinigung 
geſtattet ſein. 
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$ 15. 

Der Oberbürgermeiſter der Stadt Eſſen wird Bürgermeiſter, die Bei⸗ 
geordneten der Stadt Eſſen werden Beigeordnete der Geſamtgemeinde mit ihren 
bisherigen Bezügen und Anſtellungsbedingungen. 

Dem Bürgermeiſter von Rüttenſcheid wird es freigeſtellt, Beigeordneter 
der Geſamtgemeinde gegen Gewährung ſeiner bisherigen Bezüge und Anſtellungs⸗ 
bedingungen zu werden; lehnt er dies ab, ſo iſt die Abfindung ſeiner Anſprüche 
durch einen beſonderen Vertrag zwiſchen ihm und der Stadt Eſſen zu regeln. 

Die ſämtlichen übrigen Gemeindebeamten, ſowohl der Stadt Eſſen, wie 
der Gemeinde Rüttenſcheid, treten auf Grund ihrer bisherigen Beſoldungs— 
verhältniſſe und ſonſtigen Anſtellungsbedingungen in den Dienſt der Geſamt— 

emeinde. g 
: Die Beamten der Gemeinde Rüttenſcheid follen durch beſonderen Beſchluß 
der Stadtverordnetenverſammlung der Geſamtgemeinde in die Beſoldungsordnung 
eingereiht werden, welche zur Zeit für die Angeſtellten der Stadt Eſſen gültig iſt. 

Allen Beamten und Angeſtellten iſt bei ihrer Verſetzung in den Ruheſtand 
die ruhegehaltsberechtigte Dienſtzeit, auf welche ſie bisher Anſpruch hatten, in 
vollem Umfang anzurechnen. 

Die Lehrer und Lehrerinnen der Volksſchulen treten in die Einkommens⸗ 
verhältniſſe der Lehrperſonen der Stadt Eſſen ein, unter Anrechnung der in 
Rüttenſcheid der Einkommensberechnung zu Grunde gelegten Dienſtjahre. 

Sofern die Beamten und Lehrperſonen zur Zeit der Vereinigung ein 
höheres Einkommen beziehen ſollten, als ihnen nach den Gehaltsordnungen der 
Stadt Eſſen zuſtehen würde, bleibt ihnen ihr früheres Einkommen belaſſen. 


6. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrags können nur abgeändert werden, wenn 
die Mehrheit der Stadtverordnetenverſammlung dieſes beſchließt. Solange Rütten⸗ 
ſcheid einen beſonderen Wahlbezirk bildet, müſſen außerdem noch 7 der ſämt— 
lichen Vertreter von Rüttenſcheid der Anderung zuſtimmen. 


Eſſen, den 24. Februar 1905. Rüttenſcheid, den 24. Februar 1905. 
Der Oberbürgermeiſter. Der Bürgermeiſter 
89 8 und Gemeindevorſteher. 
Hild. 
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